
 

Stadt Leverkusen NEUDRUCK                Antrag Nr. 2021/0784 

Der Oberbürgermeister 
  

I/01-011-20-06-he/neu 
Dezernat/Fachbereich/AZ  
 
02.06.2021 
Datum 

 
 

Beratungsfolge Datum Zuständigkeit Behandlung 

Rat der Stadt Leverkusen   31.05.2021 
(vertagt) 

Entscheidung öffentlich 

Betriebsausschuss Kultur-
StadtLev   

08.06.2021 Beratung öffentlich 

Finanz- und Digitalisierungsaus-
schuss   

21.06.2021 Beratung öffentlich 

Rat der Stadt Leverkusen   28.06.2021 Entscheidung öffentlich 

 

Betreff:  

Gastronomie Schloss Morsbroich 
- Änderungsantrag der AfD-Fraktion vom 29.05.2021 zur Vorlage Nr. 2021/0544 
 
  
 
Hinweis des Fachbereichs Oberbürgermeister, Rat und Bezirke: 
 
In der Sitzung des Rates am 31.05.2021 wurde der o. g. Antrag in den Juni-Turnus ver-
tagt. Die Beratungsfolge wurde entsprechend angepasst.  
 
 
 
 
 
  

Anlage/n:  

0784 - Antrag 
 
 





 
Herrn  

Oberbürgermeister  

Uwe Richrath 

Friedrich-Ebert-Platz 1 

51373 Leverkusen 

AfD-Fraktion  
 

im Rat der  
Stadt Leverkusen  

Postfach 220186 
51322 Leverkusen 

info@afdfraktion-lev.de 

 

Leverkusen, den 29.05.21 

 

 

 

Änderungsantrag zu TOP 31 
 

 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
 
bitte lassen Sie folgenden Änderungsantrag zu TOP 31 behandeln: 
 
 
Beschluss: 
 
Der Beschlusstext in der Verwaltungsvorlage wird wie folgt abgeändert: 
 
„Beschlussentwurf: 
 
1. Der Rat beschließt, dass im räumlich unveränderten Bestand für das Restaurant  
Schloss Morsbroich eine Nachfolgenutzung realisiert wird. 
 
2. Die Verwaltung wird beauftragt, auf dieser Basis möglichst ergebnisoffen eine 
Ausschreibung ohne Vorgabe eines Gastronomie- oder Nutzungskonzeptes zu veranlassen. 
Die Miete soll als Umsatzpacht vereinbart werden. 
 
3. Die Vermietung des Gartensaals verbleibt weiterhin bei der KulturStadtLev (KSL);  
das Bewirtschaftungsrecht für das gesamte Gebäudegrundstück innerhalb des 
Wassergrabens liegt zukünftig exklusiv bei der Gastronomie. Für bereits bestehende  
Veranstaltungsformate besteht bei der gastronomischen Versorgung zunächst ein  
Wahlrecht für die Veranstalter, sofern dafür schon vertragliche Verpflichtungen 
zwischen den Veranstaltern und anderen gastronomischen Dienstleistern 
eingegangen wurden. 
 



4. Eventuelle Investitionen in die technische Infrastruktur des Gastronomiebereiches  
erfolgen durch die KSL - in Abhängigkeit von der Pachthöhe bzw. der 
Investitionsbereitschaft eines Pächters - erst dann, wenn es einen politischen Beschluss für 
eine Nachfolgelösung gibt.“ 
 
Begründung: 
 
Erfolgt mündlich. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
Yannick Noe 
Fraktionsvorsitzender 
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